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Aktuelle Fassung Referentenentwurf 

Asylbewerberleistungsgesetz Asylbewerberleistungsgesetz 

( - AsylbLG) 
vom: 30.06.1993 - zuletzt geän-

dert durch Art. 8 Abs. 3 G v. 
23.12.2024 I Nr. 449 

( - AsylbLG) 
vom: 30.06.1993 - zuletzt geän-

dert durch Art. 8 Abs. 3 G v. 
23.12.2024 I Nr. 449 

§ 1 § 1 

Leistungsberechtigte Leistungsberechtigte 

(1) Leistungsberechtigt nach diesem 
Gesetz sind Ausländer, die sich tatsächlich 
im Bundesgebiet aufhalten und die  

(1) Leistungsberechtigt nach diesem 
Gesetz sind Ausländer, die sich tatsächlich 
im Bundesgebiet aufhalten und die  

1. eine Aufenthaltsgestattung nach dem 
Asylgesetz besitzen, 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. ein Asylgesuch geäußert haben und 
nicht die in den Nummern 1, 2 bis 5 
und 7 genannten Voraussetzungen er-
füllen, 

1a. u n v e r ä n d e r t  

2. über einen Flughafen einreisen wollen 
und denen die Einreise nicht oder noch 
nicht gestattet ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. eine Aufenthaltserlaubnis besitzen  3. eine Aufenthaltserlaubnis besitzen  

a) wegen des Krieges in ihrem Hei-
matland nach § 23 Absatz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes, 

a) u n v e r ä n d e r t  

 b) nach § 24 Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes, sofern diese erst-
mals nach dem 31. März 2025 
erteilt worden ist, es sei denn, 
dem Ausländer wurde über die 
Beantragung gemäß § 24 Absatz 
1 des Aufenthaltsgesetzes erst-
mals eine entsprechende Fikti-
onsbescheinigung nach § 81 
Absatz 5 in Verbindung mit Ab-
satz 3 des Aufenthaltsgesetzes 
bis einschließlich 31. März 2025 
ausgestellt oder vor dem 1. Ap-
ril 2025 bereits eine anderwei-
tige Aufenthaltserlaubnis erteilt, 
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b) nach § 25 Absatz 4 Satz 1 des 
Aufenthaltsgesetzes oder 

c) u n v e r ä n d e r t  

c) nach § 25 Absatz 5 des Aufent-
haltsgesetzes, sofern die Ent-
scheidung über die Aussetzung ih-
rer Abschiebung noch nicht 18 
Monate zurückliegt, 

d) u n v e r ä n d e r t  

4. eine Duldung nach § 60a des Aufent-
haltsgesetzes besitzen, 

4. u n v e r ä n d e r t  

5. vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch 
wenn eine Abschiebungsandrohung 
noch nicht oder nicht mehr vollziehbar 
ist, 

5. u n v e r ä n d e r t  

6. Ehegatten, Lebenspartner oder min-
derjährige Kinder der in den Nummern 
1 bis 5 genannten Personen sind, ohne 
daß sie selbst die dort genannten Vo-
raussetzungen erfüllen, 

6. u n v e r ä n d e r t  

7. einen Folgeantrag nach § 71 des Asyl-
gesetzes oder einen Zweitantrag nach 
§ 71a des Asylgesetzes stellen oder 

7. u n v e r ä n d e r t  

8.  8. eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
beantragt haben und denen erst-
mals nach dem 31. März 2025 eine 
entsprechende Fiktionsbescheini-
gung nach § 81 Absatz 5 in Verbin-
dung mit Absatz 3 Aufenthaltsge-
setz ausgestellt worden ist. 

a) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 
24 Absatz 1 des Aufenthaltsgeset-
zes besitzen, die ihnen nach dem 
24. Februar 2022 und vor dem 1. 
Juni 2022 erteilt wurde, oder 

entfällt 

b) eine entsprechende Fiktionsbe-
scheinigung nach § 81 Absatz 5 in 
Verbindung mit Absatz 3 oder Ab-
satz 4 des Aufenthaltsgesetzes 
besitzen, die nach dem 24. Feb-
ruar 2022 und vor dem 1. Juni 
2022 ausgestellt wurde, 

entfällt 
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und bei denen weder eine erkennungs-
dienstliche Behandlung nach § 49 des 
Aufenthaltsgesetzes oder nach § 16 
des Asylgesetzes durchgeführt worden 
ist, noch deren Daten nach § 3 Absatz 
1 des AZR-Gesetzes gespeichert wur-
den; das Erfordernis einer erkennungs-
dienstlichen Behandlung gilt nicht, so-
weit eine erkennungsdienstliche Be-
handlung nach § 49 des Aufenthaltsge-
setzes nicht vorgesehen ist. 

und bei denen weder eine erkennungs-
dienstliche Behandlung nach § 49 des 
Aufenthaltsgesetzes oder nach § 16 
des Asylgesetzes durchgeführt worden 
ist, noch deren Daten nach § 3 Absatz 
1 des AZR-Gesetzes gespeichert wur-
den; das Erfordernis einer erkennungs-
dienstlichen Behandlung gilt nicht, so-
weit eine erkennungsdienstliche Be-
handlung nach § 49 des Aufenthaltsge-
setzes nicht vorgesehen ist. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Aus-
länder sind für die Zeit, für die ihnen ein an-
derer Aufenthaltstitel als die in Absatz 1 Nr. 
3 bezeichnete Aufenthaltserlaubnis mit ei-
ner Gesamtgeltungsdauer von mehr als 
sechs Monaten erteilt worden ist, nicht 
nach diesem Gesetz leistungsberechtigt. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Leistungsberechtigung endet 
mit der Ausreise oder mit Ablauf des Mo-
nats, in dem die Leistungsvoraussetzung 
entfällt. Für minderjährige Kinder, die eine 
Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 
des Aufenthaltsgesetzes besitzen und die 
mit ihren Eltern in einer Haushaltsgemein-
schaft leben, endet die Leistungsberechti-
gung auch dann, wenn die Leistungsbe-
rechtigung eines Elternteils, der eine Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25 Absatz 5 des 
Aufenthaltsgesetzes besitzt, entfallen ist. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(3a) Sofern kein Fall des Absat-
zes 1 Nummer 8 vorliegt, sind Leistungen 
nach diesem Gesetz mit Ablauf des Monats 
ausgeschlossen, in dem Leistungsberech-
tigten, die gemäß § 49 des Aufenthaltsge-
setzes erkennungsdienstlich behandelt 
worden sind und eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 Absatz 1 des Aufenthaltsgeset-
zes beantragt haben, eine entsprechende 
Fiktionsbescheinigung nach § 81 Absatz 5 
in Verbindung mit Absatz 3 oder Absatz 4 
des Aufenthaltsgesetzes ausgestellt wor-
den ist. Der Ausschluss nach Satz 1 gilt bis 
zur Entscheidung der Ausländerbehörde 
über den Antrag auf Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 24 Absatz 1 des Auf-
enthaltsgesetzes. Das Erfordernis einer er-
kennungsdienstlichen Behandlung in den 
Sätzen 1 und 2 gilt nicht, soweit eine er-
kennungsdienstliche Behandlung nach 
§ 49 des Aufenthaltsgesetzes nicht vorge-
sehen ist. 

(3a) Personen, denen lebens-
unterhaltssichernde Leistungen unter 
Anwendung des § 74 Absatz 1 oder 2 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch oder 
des §146 Absatz 1 oder 2 des Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch in den jeweils 
bis zum [einsetzen: Datum des Tages 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gem. Artikel 5 Abs. 1] geltenden Fassun-
gen bewilligt wurde, sind für die Zeit der 
Bewilligung dieser Leistungen nicht leis-
tungsberechtigt nach diesem Gesetz. 

(4) Leistungsberechtigte nach Absatz 
1 Nummer 5,  

(4) u n v e r ä n d e r t  

1. denen bereits von einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union 
oder von einem am Verteilmechanis-
mus teilnehmenden Drittstaat im Sinne 
von § 1a Absatz 4 Satz 1 internationa-
ler Schutz gewährt worden ist, der fort-
besteht, oder 

 

2. deren Asylantrag durch eine Entschei-
dung des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge nach § 29 Absatz 1 
Nummer 1 in Verbindung mit § 31 Ab-
satz 6 des Asylgesetzes als unzulässig 
abgelehnt wurde, für die eine Abschie-
bung nach § 34a Absatz 1 Satz 1 
zweite Alternative des Asylgesetzes 
angeordnet wurde und für die nach der 
Feststellung des Bundesamtes für Mig-
ration und Flüchtlinge die Ausreise 
rechtlich und tatsächlich möglich ist, 
auch wenn die Entscheidung noch 
nicht unanfechtbar ist, 
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haben keinen Anspruch auf Leistungen 
nach diesem Gesetz. Hilfebedürftigen Aus-
ländern, die Satz 1 unterfallen, werden bis 
zur Ausreise, längstens jedoch für einen 
Zeitraum von zwei Wochen, einmalig inner-
halb von zwei Jahren nur eingeschränkte 
Hilfen gewährt, um den Zeitraum bis zur 
Ausreise zu überbrücken (Überbrückungs-
leistungen); die Zweijahresfrist beginnt mit 
dem Erhalt der Überbrückungsleistungen 
nach Satz 2. Hierüber und über den Aus-
nahmecharakter von Härtefallleistungen 
nach Satz 6 sind die Leistungsberechtigten 
zu unterrichten. Die Überbrückungsleistun-
gen umfassen die Leistungen nach § 1a 
Absatz 1 und nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2. Sie sollen als Sachleistung er-
bracht werden; die Gewährung von Geld-
leistungen ist ausgeschlossen. Soweit dies 
im Einzelfall besondere Umstände erfor-
dern, werden Leistungsberechtigten nach 
Satz 2 zur Überwindung einer besonderen 
Härte andere Leistungen nach den § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 und § 4 oder zur Deckung be-
sonderer Bedürfnisse von Kindern gewährt; 
ebenso sind Leistungen über einen Zeit-
raum von zwei Wochen hinaus zu erbrin-
gen, soweit dies im Einzelfall auf Grund be-
sonderer Umstände zur Überwindung einer 
besonderen Härte und zur Deckung einer 
zeitlich befristeten Bedarfslage geboten ist. 
Neben den Überbrückungsleistungen wer-
den auf Antrag auch die angemessenen 
Kosten der Rückreise übernommen. Satz 7 
gilt entsprechend, soweit die Personen al-
lein durch die angemessenen Kosten der 
Rückreise die in Satz 4 genannten Bedarfe 
nicht aus eigenen Mitteln oder mit Hilfe 
Dritter decken können. Die Leistung ist als 
Darlehen zu erbringen. 
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§ 4 § 4 

Leistungen bei Krankheit, Schwanger-
schaft und Geburt 

Leistungen bei Krankheit, Schwanger-
schaft und Geburt 

(1) Zur Behandlung akuter Erkrankun-
gen und Schmerzzustände sind die erfor-
derliche ärztliche und zahnärztliche Be-
handlung einschließlich der Versorgung mit 
Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger 
zur Genesung, zur Besserung oder zur Lin-
derung von Krankheiten oder Krankheitsfol-
gen erforderlichen Leistungen zu gewäh-
ren. Zur Verhütung und Früherkennung von 
Krankheiten werden Schutzimpfungen ent-
sprechend den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
und die medizinisch gebotenen Vorsorge-
untersuchungen erbracht. Eine Versorgung 
mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im 
Einzelfall aus medizinischen Gründen un-
aufschiebbar ist. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Werdenden Müttern und Wöchne-
rinnen sind ärztliche und pflegerische Hilfe 
und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, 
Verband- und Heilmittel zu gewähren. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die zuständige Behörde stellt die 
Versorgung mit den Leistungen nach den 
Absätzen 1 und 2 sicher. Sie stellt auch si-
cher, dass den Leistungsberechtigten früh-
zeitig eine Vervollständigung ihres Impf-
schutzes angeboten wird. Soweit die Leis-
tungen durch niedergelassene Ärzte oder 
Zahnärzte erfolgen, richtet sich die Vergü-
tung nach den am Ort der Niederlassung 
des Arztes oder Zahnarztes geltenden Ver-
trägen nach § 72 Absatz 2 und § 132e Ab-
satz 1 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch. Die zuständige Behörde bestimmt, 
welcher Vertrag Anwendung findet. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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 (4) Leistungsberechtigten nach § 1 
Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b und 
Nummer 8, denen lebensunterhaltssi-
chernde Leistungen des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch oder des § 146 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
in den jeweils bis zum [einsetzen: Da-
tum des Tages vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes gem. Artikel 5 Abs. 1] 
geltenden Fassungen bewilligt wurden, 
sind bei Leistungsbeginn nach diesem 
Gesetz die begonnenen medizinischen 
Maßnahmen, die nicht von §§ 4 und 6 
umfasst sind, weiter zu gewähren. 

§ 11 § 11 

Ergänzende Bestimmungen Ergänzende Bestimmungen 

(1) Im Rahmen von Leistungen nach 
diesem Gesetz ist auf die Leistungen be-
stehender Rückführungs- und Weiterwan-
derungsprogramme, die Leistungsberech-
tigten gewährt werden können, hinzuwei-
sen; in geeigneten Fällen ist auf eine Inan-
spruchnahme solcher Programme hinzu-
wirken. 

(1) u n v e r ä n d e r t  

(2) Leistungsberechtigten darf in den 
Teilen der Bundesrepublik Deutschland, in 
denen sie sich einer asyl- oder ausländer-
rechtlichen räumlichen Beschränkung zuwi-
der aufhalten, von der für den tatsächlichen 
Aufenthaltsort zuständigen Behörde regel-
mäßig nur eine Reisebeihilfe zur Deckung 
des unabweisbaren Bedarfs für die Reise 
zu ihrem rechtmäßigen Aufenthaltsort ge-
währt werden. Leistungsberechtigten darf 
in den Teilen der Bundesrepublik Deutsch-
land, in denen sie entgegen einer Wohn-
sitzauflage ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
nehmen, von der für den tatsächlichen Auf-
enthaltsort zuständigen Behörde regelmä-
ßig nur eine Reisebeihilfe zur Deckung des 
unabweisbaren Bedarfs für die Reise zu 
dem Ort gewährt werden, an dem sie ent-
sprechend der Wohnsitzauflage ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt zu nehmen haben. 
Die Leistungen nach den Sätzen 1 und 2 
können als Sach- oder Geldleistung oder 
mittels Bezahlkarte erbracht werden. 

(2) u n v e r ä n d e r t  
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(2a) Leistungsberechtigte nach § 
1 Absatz 1 Nummer 1a erhalten bis zur 
Ausstellung eines Ankunftsnachweises 
nach § 63a des Asylgesetzes nur Leistun-
gen entsprechend § 1a Absatz 1. An die 
Stelle der Leistungen nach Satz 1 treten 
die Leistungen nach den §§ 3 bis 6, auch 
wenn dem Leistungsberechtigten ein An-
kunftsnachweis nach § 63a Absatz 1 Satz 
1 des Asylgesetzes noch nicht ausgestellt 
wurde, sofern  

(2a) u n v e r ä n d e r t  

1. die in § 63a des Asylgesetzes voraus-
gesetzte erkennungsdienstliche Be-
handlung erfolgt ist, 

 

2. der Leistungsberechtigte von der Auf-
nahmeeinrichtung, auf die er verteilt 
worden ist, aufgenommen worden ist, 
und 

 

3. der Leistungsberechtigte die fehlende 
Ausstellung des Ankunftsnachweises 
nicht zu vertreten hat. 

 

Der Leistungsberechtigte hat die fehlende 
Ausstellung des Ankunftsnachweises ins-
besondere dann nicht zu vertreten, wenn in 
der für die Ausstellung seines Ankunfts-
nachweises zuständigen Stelle die techni-
schen Voraussetzungen für die Ausstellung 
von Ankunftsnachweisen noch nicht vorlie-
gen. Der Leistungsberechtigte hat die feh-
lende Ausstellung des Ankunftsnachweises 
zu vertreten, wenn er seine Mitwirkungs-
pflichten nach § 15 Absatz 2 Nummer 1, 3, 
4, 5 oder 7 des Asylgesetzes verletzt hat. 
Die Sätze 1 bis 4 gelten auch  

 

1. für Leistungsberechtigte nach § 1 Ab-
satz 1 Nummer 5, die aus einem siche-
ren Drittstaat (§ 26a des Asylgesetzes) 
unerlaubt eingereist sind und als Asyl-
suchende nach den Vorschriften des 
Asylgesetzes oder des Aufenthaltsge-
setzes erkennungsdienstlich zu behan-
deln sind, und 

 

2. für Leistungsberechtigte nach § 1 Ab-
satz 1 Nummer 7, die einer Wohnver-
pflichtung nach § 71 Absatz 2 Satz 2 
oder § 71a Absatz 2 Satz 1 des Asyl-
gesetzes in Verbindung mit den §§ 47 
bis 50 des Asylgesetzes unterliegen. 
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(3) Die zuständige Behörde überprüft 
die Personen, die Leistungen nach diesem 
Gesetz beziehen, auf Übereinstimmung der 
ihr vorliegenden Daten mit den der Auslän-
derbehörde über diese Personen vorliegen-
den Daten. Sie darf für die Überprüfung 
nach Satz 1 Name, Vorname (Rufname), 
Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehö-
rigkeiten, Geschlecht, Familienstand, An-
schrift, Aufenthaltsstatus und Aufenthalts-
zeiten dieser Personen sowie die für diese 
Personen eingegangenen Verpflichtungen 
nach § 68 des Aufenthaltsgesetzes der zu-
ständigen Ausländerbehörde übermitteln. 
Die Ausländerbehörde führt den Abgleich 
mit den nach Satz 2 übermittelten Daten 
durch und übermittelt der zuständigen Be-
hörde die Ergebnisse des Abgleichs. Die 
Ausländerbehörde übermittelt der zuständi-
gen Behörde ferner Änderungen der in 
Satz 2 genannten Daten. Die Überprüfun-
gen können auch regelmäßig im Wege des 
automatisierten Datenabgleichs durchge-
führt werden. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(3a) Soweit nach einem Daten-
abruf aus dem Ausländerzentralregister 
Zweifel an der Identität einer Person, die 
Leistungen nach diesem Gesetz als Leis-
tungsberechtigter nach § 1 Absatz 1 Num-
mer 1, 2, 4, 5 oder 7 beantragt oder be-
zieht, fortbestehen, erhebt die zuständige 
Behörde zur weiteren Überprüfung der 
Identität Fingerabdrücke der Person und 
nimmt eine Überprüfung der Identität mit-
tels der Fingerabdruckdaten durch Abfrage 
des Ausländerzentralregisters vor. Die Be-
fugnis nach Satz 1 setzt keinen vorherigen 
Datenabgleich mit der Ausländerbehörde 
nach Absatz 3 voraus. Von den Regelun-
gen des Verwaltungsverfahrens in den Sät-
zen 1 und 2 kann durch Landesrecht nicht 
abgewichen werden. 

(3a) u n v e r ä n d e r t  

(3b) Die Verarbeitung der Identifi-
kationsnummer nach dem Identifikations-
nummerngesetz durch die zuständige Be-
hörde ist zum Zwecke der Erbringung von 
Verwaltungsleistungen nach dem Onlinezu-
gangsgesetz zulässig. 

(3b) u n v e r ä n d e r t  

(4) Keine aufschiebende Wirkung ha-
ben Widerspruch und Anfechtungsklage 
gegen einen Verwaltungsakt, mit dem  

(4) u n v e r ä n d e r t  
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1. eine Leistung nach diesem Gesetz 
ganz oder teilweise entzogen oder die 
Leistungsbewilligung aufgehoben wird 
oder 

 

2. eine Einschränkung des Leistungsan-
spruchs nach § 1a oder § 11 Absatz 2a 
festgestellt wird. 

 

 (5) Die zuständigen Behörden dür-
fen die personenbezogenen Daten, die 
zur Durchführung der mit Inkrafttreten 
des Gesetzes vom … (BGBl. S…) zuge-
ordneten  Aufgaben erforderlich sind, 
von den für das Zweite, Neunte und 
Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch zustän-
digen Behörden erheben und verarbei-
ten. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) Zwei-
tes Buch (II) - Bürgergeld, 

Grundsicherung für Arbeitsu-
chende - (Artikel 1 des Geset-
zes vom 24. Dezember 2003, 

BGBl. I S. 2954) 

Sozialgesetzbuch (SGB) Zwei-
tes Buch (II) - Bürgergeld, 

Grundsicherung für Arbeitsu-
chende - (Artikel 1 des Geset-
zes vom 24. Dezember 2003, 

BGBl. I S. 2954) 

( - SGB 2) 
vom: 24.12.2003 - zuletzt geän-
dert durch Art. 2 G v. 24.2.2025 

I Nr. 57 

( - SGB 2) 
vom: 24.12.2003 - zuletzt geän-
dert durch Art. 2 G v. 24.2.2025 

I Nr. 57 

 § 66b 

 Übergangsregelung aus Anlass des 
Leistungsrechtsanpassungsgesetzes 

 § 66 findet entsprechende Anwendung 
bei Eingliederungsleistungen für Perso-
nen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes, 

sofern diese erstmals nach dem 31. 
März 2025 erteilt worden ist, sowie für 

Personen, die eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 Absatz 1 des Aufenthaltsge-

setzes beantragt haben und denen erst-
mals nach dem 31. März 2025 eine ent-

sprechende Fiktionsbescheinigung 
nach § 81 Absatz 5 in Verbindung mit 

Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes aus-
gestellt worden ist. 

§ 74 § 74 

Ansprüche von Ausländerinnen und 
Ausländern mit einer Fiktionsbescheini-

gung 

Ansprüche von Ausländerinnen und 
Ausländern mit einer Fiktionsbescheini-

gung 
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(1) Abweichend von § 7 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 1 und 2 erhalten Leistungen 
nach diesem Buch auch Personen, die ge-
mäß § 49 des Aufenthaltsgesetzes erken-
nungsdienstlich behandelt worden sind, 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 
1 des Aufenthaltsgesetzes beantragt haben 
und denen eine entsprechende Fiktionsbe-
scheinigung nach § 81 Absatz 5 in Verbin-
dung mit Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes 
ausgestellt worden ist. § 7 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 und § 8 Absatz 2 sind nicht an-
zuwenden. Der Bewilligungszeitraum ist 
abweichend von § 41 Absatz 3 Satz 1 auf 
längstens sechs Monate zu verkürzen. 

(1) Abweichend von § 7 Absatz 1 Satz 
2 Nummer 1 und 2 erhalten Leistungen 
nach diesem Buch auch Personen, die bis 
einschließlich 31. März 2025 erstmals 
gemäß § 49 des Aufenthaltsgesetzes er-
kennungsdienstlich behandelt worden sind, 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 Absatz 
1 des Aufenthaltsgesetzes beantragt haben 
und denen eine entsprechende Fiktionsbe-
scheinigung nach § 81 Absatz 5 in Verbin-
dung mit Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes 
ausgestellt worden ist. § 7 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 und § 8 Absatz 2 sind nicht an-
zuwenden. Der Bewilligungszeitraum ist 
abweichend von § 41 Absatz 3 Satz 1 auf 
längstens sechs Monate zu verkürzen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Personen, 
die gemäß § 49 des Aufenthaltsgesetzes 
erkennungsdienstlich behandelt worden 
sind, eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes bean-
tragt haben und denen daher eine entspre-
chende Fiktionsbescheinigung nach § 81 
Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 4 des 
Aufenthaltsgesetzes ausgestellt worden ist. 

(2) Der Bewilligungszeitraum ist ab-
weichend von § 41 Absatz 3 Satz 1 auf 
längstens sechs Monate zu verkürzen, 
wenn einer Person vor dem 1. April 2025 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde 
und ihr aufgrund einer späteren Bean-
tragung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Ab-
satz 5 in Verbindung mit Absatz 4 des Auf-
enthaltsgesetzes ausgestellt worden ist.  § 
7 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 findet auf 
diese Personen keine Anwendung. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind bei Per-
sonen, denen nach dem 24. Februar 2022 
und vor dem 1. Juni 2022 auf Grund eines 
Antrages auf eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 Absatz 1 des Aufenthaltsgeset-
zes eine entsprechende Fiktionsbescheini-
gung nach § 81 Absatz 5 in Verbindung mit 
Absatz 3 oder Absatz 4 des Aufenthaltsge-
setzes ausgestellt worden ist, mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass anstelle der er-
kennungsdienstlichen Behandlung die 
Speicherung der Daten nach § 3 Absatz 1 
des AZR-Gesetzes erfolgt ist. Eine nicht 
durchgeführte erkennungsdienstliche Be-
handlung nach § 49 des Aufenthaltsgeset-
zes oder nach § 16 des Asylgesetzes ist in 
diesen Fällen durch die zuständige Be-
hörde bis zum Ablauf des 31. Oktober 2022 
nachzuholen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Das Erfordernis des Nachholens 
einer erkennungsdienstlichen Behandlung 
in Absatz 3 gilt nicht, soweit eine erken-
nungsdienstliche Behandlung nach § 49 
des Aufenthaltsgesetzes nicht vorgesehen 
ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) In der Zeit vom 1. Juni 2022 bis 
einschließlich 31. August 2022 gilt der An-
trag auf Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach diesem Buch für Leis-
tungsberechtigte nach § 18 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes als gestellt. Die Leis-
tungen nach diesem Buch sind gegenüber 
den Leistungen nach § 18 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes vorrangig. Wenn die 
Träger der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende Leistungsberechtigten nach § 18 
des Asylbewerberleistungsgesetzes lau-
fende Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts bewilligt haben, haben sie 
den Zeitpunkt der Aufnahme der laufenden 
Leistungsgewährung den für die Durchfüh-
rung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
zuständigen Behörden unverzüglich anzu-
zeigen. Der für die Durchführung des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes zuständigen 
Behörde stehen Erstattungsansprüche 
nach Maßgabe des § 104 des Zehnten Bu-
ches zu. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

 
§ 74a  

 
§ 74 Absatz 1 und Absatz 2 in der bis 
zum [einsetzen: Datum des Tages vor 

dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gem. 
Artikel 5 Abs. 1] geltenden Fassung ist 
auf Leistungen, die nach dem 31. März 

2025 unter Anwendung dieser Vorschrif-
ten bewilligt wurden, weiter anzuwenden 
bis zum Ablauf des die Leistungen um-

fassenden Bewilligungszeitraums. 
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Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölf-
tes Buch (XII) - Sozialhilfe - (Ar-

tikel 1 des Gesetzes vom 27. 
Dezember 2003, BGBl. I S. 

3022) 

Sozialgesetzbuch (SGB) Zwölf-
tes Buch (XII) - Sozialhilfe - (Ar-

tikel 1 des Gesetzes vom 27. 
Dezember 2003, BGBl. I S. 

3022) 

( - SGB 12) 
vom: 27.12.2003 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 8 Abs. 1 G v. 
23.12.2024 I Nr. 449 

( - SGB 12) 
vom: 27.12.2003 - Zuletzt geän-

dert durch Art. 8 Abs. 1 G v. 
23.12.2024 I Nr. 449 

§ 146 § 146 

Sozialhilfe für Ausländerinnen und Aus-
länder mit einem Aufenthaltstitel nach § 
24 des Aufenthaltsgesetzes oder einer 

entsprechenden Fiktionsbescheinigung 

Sozialhilfe für Ausländerinnen und Aus-
länder mit einem Aufenthaltstitel nach § 
24 des Aufenthaltsgesetzes oder einer 

entsprechenden Fiktionsbescheinigung 

(1) Für Ausländerinnen und Auslän-
der, die gemäß § 49 des Aufenthaltsgeset-
zes erkennungsdienstlich behandelt wor-
den sind und denen eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 24 Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes erteilt wurde oder denen 
eine entsprechende Fiktionsbescheinigung 
nach § 81 Absatz 5 in Verbindung mit Ab-
satz 3 des Aufenthaltsgesetzes für einen 
solchen Aufenthaltstitel ausgestellt wurde, 
gilt der Tatbestand von § 23 Absatz 1 Satz 
4 als erfüllt. § 23 Absatz 3 findet in diesen 
Fällen keine Anwendung. Der Leistungsbe-
ginn richtet sich für Leistungen nach dem 
Vierten Kapitel nach § 44 und im Übrigen 
nach § 18. 

(1) Für Ausländerinnen und Auslän-
der, die bis einschließlich 31. März 2025 
erstmals gemäß § 49 des Aufenthaltsge-
setzes erkennungsdienstlich behandelt 
worden sind und denen eine Aufenthaltser-
laubnis nach § 24 Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes erteilt wurde oder denen 
eine entsprechende Fiktionsbescheinigung 
nach § 81 Absatz 5 in Verbindung mit Ab-
satz 3 des Aufenthaltsgesetzes für einen 
solchen Aufenthaltstitel ausgestellt wurde, 
gilt der Tatbestand von § 23 Absatz 1 Satz 
4 als erfüllt. § 23 Absatz 3 findet in diesen 
Fällen keine Anwendung. Der Leistungsbe-
ginn richtet sich für Leistungen nach dem 
Vierten Kapitel nach § 44 und im Übrigen 
nach § 18. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Personen, 
die gemäß § 49 des Aufenthaltsgesetzes 
erkennungsdienstlich behandelt worden 
sind, eine Aufenthaltserlaubnis nach § 24 
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes bean-
tragt haben und denen eine entsprechende 
Fiktionsbescheinigung nach § 81 Absatz 5 
in Verbindung mit Absatz 4 des Aufent-
haltsgesetzes ausgestellt worden ist. 

(2) Der Bewilligungszeitraum ist auf 
längstens sechs Monate zu verkürzen, 
wenn einer Person vor dem 1. April 2025 
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt wurde 
und ihr aufgrund einer späteren Bean-
tragung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 24 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes 
eine Fiktionsbescheinigung nach § 81 Ab-
satz 5 in Verbindung mit Absatz 4 ausge-
stellt worden ist. § 23 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 findet auf diese Personen 
keine Anwendung. 
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(3) Die Absätze 1 und 2 sind bei Per-
sonen, denen nach dem 24. Februar 2022 
und vor dem 1. Juni 2022 eine Aufenthalts-
erlaubnis nach § 24 Absatz 1 des Aufent-
haltsgesetzes erteilt oder eine entspre-
chende Fiktionsbescheinigung nach § 81 
Absatz 5 in Verbindung mit Absatz 3 oder 
Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes ausge-
stellt wurde, mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass anstelle der erkennungsdienstli-
chen Behandlung die Speicherung der Da-
ten nach § 3 Absatz 1 des AZR-Gesetzes 
erfolgt ist. Eine nicht durchgeführte erken-
nungsdienstliche Behandlung nach § 49 
des Aufenthaltsgesetzes oder nach § 16 
des Asylgesetzes ist in diesen Fällen durch 
die zuständige Behörde bis zum Ablauf des 
31. Oktober 2022 nachzuholen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Das Erfordernis des Nachholens 
einer erkennungsdienstlichen Behandlung 
nach Absatz 3 gilt nicht, soweit eine erken-
nungsdienstliche Behandlung nach § 49 
des Aufenthaltsgesetzes nicht vorgesehen 
ist. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) In der Zeit vom 1. Juni 2022 bis 
einschließlich 31. August 2022 gilt der An-
trag auf Leistungen nach diesem Buch für 
Leistungsberechtigte nach § 18 des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes als gestellt. Die 
Leistungen nach diesem Buch sind gegen-
über den Leistungen nach § 18 des Asylbe-
werberleistungsgesetzes vorrangig. Wenn 
die Träger der Leistungen nach dem Drit-
ten oder Vierten Kapitel Leistungsberech-
tigten nach § 18 des Asylbewerberleis-
tungsgesetzes laufende Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts bewilligt ha-
ben, haben sie den Zeitpunkt der Auf-
nahme der laufenden Leistungsgewährung 
den für die Durchführung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes zuständigen Behör-
den unverzüglich anzuzeigen. Der für die 
Durchführung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes zuständigen Behörde stehen Er-
stattungsansprüche nach Maßgabe des § 
104 des Zehnten Buches zu. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

 
§ 147 
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 Übergangsregelung aus Anlass des 
Leistungsrechtsanpassungsgeset-
zes 

 (1) Leistungen, die nach dem 31. 
März 2025 unter Anwendung des § 146 
Absatz 1 oder 2 in der bis zum [einset-
zen: Datum des Tages vor dem Inkraft-
treten dieses Gesetzes gem. Artikel 5 
Abs. 1] geltenden Fassung bewilligt 
wurden, sind bis zum Ablauf des die 
Leistungen umfassenden Bewilligungs-
zeitraums, längstens aber bis zum 31. 
Mai 2026 weiter zu erbringen. Soweit 
nach Satz 1 mehrere Leistungen nach 
diesem Buch bewilligt wurden, sind die 
Leistungen bis zum Ablauf des kürzes-
ten Bewilligungszeitraums zu erbringen. 
Soweit neben Leistungen nach dem 
Fünften bis Neunten Kapitel nach Satz 1 
lebensunterhaltssichernde Leistungen 
nach dem § 74 Absatz 1 oder 2 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch in der 
bis zum [einsetzen: Datum des Tages 
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gem. Artikel 5 Abs. 1] geltenden Fas-
sung bewilligt wurden, sind alle Leistun-
gen bis zum Ablauf des Bewilligungs-
zeitraums nach § 74a des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch zu erbringen. 
Satz 1 gilt nicht, soweit ausschließlich 
Leistungen nach dem Fünften bis Neun-
ten Kapitel bewilligt worden sind. 

 (2) Solange Personen dem Anwen-
dungsbereich des § 1 Absatz 3a des 
Asylbewerberleistungsgesetzes unter-
fallen, gilt für Leistungen nach dem 
Fünften bis Neunten Kapitel der Tatbe-
stand von § 23 Absatz 1 Satz 4 als er-
füllt. § 23 Absatz 3 findet in diesen Fäl-
len keine Anwendung. 

Aktuelle Fassung Referentenentwurf 
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Sozialgesetzbuch (SGB) Fünf-
tes Buch (V) - Gesetzliche Kran-
kenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes v. 20. Dezember 1988, 

BGBl. I S. 2477) 

Sozialgesetzbuch (SGB) Fünf-
tes Buch (V) - Gesetzliche Kran-
kenversicherung - (Artikel 1 des 
Gesetzes v. 20. Dezember 1988, 

BGBl. I S. 2477) 

( - SGB 5) 
vom: 20.12.1988 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 25.2.2025 

I Nr. 64 

( - SGB 5) 
vom: 20.12.1988 - Zuletzt geän-
dert durch Art. 1 G v. 25.2.2025 

I Nr. 64 

§ 5 § 5 

Versicherungspflicht Versicherungspflicht 

(1) Versicherungspflichtig sind  (1) u n v e r ä n d e r t  

1. Arbeiter, Angestellte und zu ihrer Be-
rufsausbildung Beschäftigte, die gegen 
Arbeitsentgelt beschäftigt sind, 

 

2. Personen in der Zeit, für die sie Ar-
beitslosengeld nach dem Dritten Buch 
beziehen oder nur deshalb nicht bezie-
hen, weil der Anspruch wegen einer 
Sperrzeit (§ 159 des Dritten Buches) 
oder wegen einer Urlaubsabgeltung (§ 
157 Absatz 2 des Dritten Buches) ruht; 
dies gilt auch, wenn die Entscheidung, 
die zum Bezug der Leistung geführt 
hat, rückwirkend aufgehoben oder die 
Leistung zurückgefordert oder zurück-
gezahlt worden ist, 

 

2a. Personen in der Zeit, für die sie Bür-
gergeld nach § 19 Absatz 1 Satz 1 des 
Zweiten Buches beziehen, es sei denn, 
dass diese Leistung nur darlehens-
weise gewährt wird oder nur Leistun-
gen nach § 24 Absatz 3 Satz 1 des 
Zweiten Buches bezogen werden; dies 
gilt auch, wenn die Entscheidung, die 
zum Bezug der Leistung geführt hat, 
rückwirkend aufgehoben oder die Leis-
tung zurückgefordert oder zurückge-
zahlt worden ist, 
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3. Landwirte, ihre mitarbeitenden Fami-
lienangehörigen und Altenteiler nach 
näherer Bestimmung des Zweiten Ge-
setzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte, 

 

4. Künstler und Publizisten nach näherer 
Bestimmung des Künstlersozialversi-
cherungsgesetzes, 

 

5. Personen, die in Einrichtungen der Ju-
gendhilfe für eine Erwerbstätigkeit be-
fähigt werden sollen, 

 

6. Teilnehmer an Leistungen zur Teilhabe 
am Arbeitsleben sowie an Abklärungen 
der beruflichen Eignung oder Arbeits-
erprobung, es sei denn, sie gehören 
zum Personenkreis nach § 151 des 
Vierzehnten Buches oder zum Perso-
nenkreis nach § 81 Absatz 3 des Sol-
datenentschädigungsgesetzes, 

 

7. behinderte Menschen, die in anerkann-
ten Werkstätten für behinderte Men-
schen oder in Blindenwerkstätten im 
Sinne des § 226 des Neunten Buches 
oder für diese Einrichtungen in Heimar-
beit oder bei einem anderen Leistungs-
anbieter nach § 60 des Neunten Bu-
ches tätig sind, 

 

8. behinderte Menschen, die in Anstalten, 
Heimen oder gleichartigen Einrichtun-
gen in gewisser Regelmäßigkeit eine 
Leistung erbringen, die einem Fünftel 
der Leistung eines voll erwerbsfähigen 
Beschäftigten in gleichartiger Beschäf-
tigung entspricht; hierzu zählen auch 
Dienstleistungen für den Träger der 
Einrichtung, 
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9. Studenten, die an staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschulen 
eingeschrieben sind, unabhängig da-
von, ob sie ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt im Inland ha-
ben, wenn für sie auf Grund über- oder 
zwischenstaatlichen Rechts kein An-
spruch auf Sachleistungen besteht, 
längstens bis zur Vollendung des drei-
ßigsten Lebensjahres; Studenten nach 
Vollendung des dreißigsten Lebensjah-
res sind nur versicherungspflichtig, 
wenn die Art der Ausbildung oder fami-
liäre sowie persönliche Gründe, insbe-
sondere der Erwerb der Zugangsvo-
raussetzungen in einer Ausbildungs-
stätte des Zweiten Bildungswegs, die 
Überschreitung der Altersgrenze recht-
fertigen, 

 

10. Personen, die eine in Studien- oder 
Prüfungsordnungen vorgeschriebene 
berufspraktische Tätigkeit ohne Ar-
beitsentgelt verrichten, längstens bis 
zur Vollendung des 30. Lebensjahres , 
sowie zu ihrer Berufsausbildung ohne 
Arbeitsentgelt Beschäftigte; Auszubil-
dende des Zweiten Bildungswegs, die 
sich in einem förderungsfähigen Teil 
eines Ausbildungsabschnitts nach dem 
Bundesausbildungsförderungsgesetz 
befinden, sind Praktikanten gleichge-
stellt, 

 

11. Personen, die die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf eine Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfül-
len und diese Rente beantragt haben, 
wenn sie seit der erstmaligen Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit bis zur 
Stellung des Rentenantrags mindes-
tens neun Zehntel der zweiten Hälfte 
des Zeitraums Mitglied oder nach § 10 
versichert waren, 
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11a. Personen, die eine selbständige 
künstlerische oder publizistische Tätig-
keit vor dem 1. Januar 1983 aufge-
nommen haben, die Voraussetzungen 
für den Anspruch auf eine Rente aus 
der Rentenversicherung erfüllen und 
diese Rente beantragt haben, wenn sie 
mindestens neun Zehntel des Zeit-
raums zwischen dem 1. Januar 1985 
und der Stellung des Rentenantrags 
nach dem Künstlersozialversiche-
rungsgesetz in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung versichert waren; für 
Personen, die am 3. Oktober 1990 ih-
ren Wohnsitz im Beitrittsgebiet hatten, 
ist anstelle des 1. Januar 1985 der 1. 
Januar 1992 maßgebend, 

 

11b. Personen, die die Voraussetzungen 
für den Anspruch 

 

a) auf eine Waisenrente nach § 48 
des Sechsten Buches oder 

 

b) auf eine entsprechende Leistung 
einer berufsständischen Versor-
gungseinrichtung, wenn der ver-
storbene Elternteil zuletzt als Be-
schäftigter von der Versicherungs-
pflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung wegen einer Pflicht-
mitgliedschaft in einer berufsstän-
dischen Versorgungseinrichtung 
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 des Sechsten Buches befreit 
war, 

 

erfüllen und diese beantragt haben; 
dies gilt nicht für Personen, die zuletzt 
vor der Stellung des Rentenantrags 
privat krankenversichert waren, es sei 
denn, sie erfüllen die Voraussetzungen 
für eine Familienversicherung mit Aus-
nahme des § 10 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 oder die Voraussetzungen der 
Nummer 11, 
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12. Personen, die die Voraussetzungen für 
den Anspruch auf eine Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung erfül-
len und diese Rente beantragt haben, 
wenn sie zu den in § 1 oder § 17a des 
Fremdrentengesetzes oder zu den in § 
20 des Gesetzes zur Wiedergutma-
chung nationalsozialistischen Unrechts 
in der Sozialversicherung genannten 
Personen gehören und ihren Wohnsitz 
innerhalb der letzten 10 Jahre vor der 
Stellung des Rentenantrags in das In-
land verlegt haben, 

 

13. Personen, die keinen anderweitigen 
Anspruch auf Absicherung im Krank-
heitsfall haben und 

 

a) zuletzt gesetzlich krankenversi-
chert waren oder 

 

b) bisher nicht gesetzlich oder privat 
krankenversichert waren, es sei 
denn, dass sie zu den in Absatz 5 
oder den in § 6 Abs. 1 oder 2 ge-
nannten Personen gehören oder 
bei Ausübung ihrer beruflichen Tä-
tigkeit im Inland gehört hätten. 

 

(2) Der nach Absatz 1 Nr. 11 erforder-
lichen Mitgliedszeit steht bis zum 31. De-
zember 1988 die Zeit der Ehe mit einem 
Mitglied gleich, wenn die mit dem Mitglied 
verheiratete Person nicht mehr als nur ge-
ringfügig beschäftigt oder geringfügig selb-
ständig tätig war. Bei Personen, die ihren 
Rentenanspruch aus der Versicherung ei-
ner anderen Person ableiten, gelten die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 11 
oder 12 als erfüllt, wenn die andere Person 
diese Voraussetzungen erfüllt hatte. Auf 
die nach Absatz 1 Nummer 11 erforderliche 
Mitgliedszeit wird für jedes Kind, Stiefkind 
oder Pflegekind (§ 56 Absatz 2 Nummer 2 
des Ersten Buches) eine Zeit von drei Jah-
ren angerechnet. Eine Anrechnung erfolgt 
nicht für  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. ein Adoptivkind, wenn das Kind zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Adoption bereits die in § 10 Absatz 2 
vorgesehenen Altersgrenzen erreicht 
hat, oder 
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2. ein Stiefkind, wenn das Kind zum Zeit-
punkt der Eheschließung mit dem El-
ternteil des Kindes bereits die in § 10 
Absatz 2 vorgesehenen Altersgrenzen 
erreicht hat oder wenn das Kind vor Er-
reichen dieser Altersgrenzen nicht in 
den gemeinsamen Haushalt mit dem 
Mitglied aufgenommen wurde. 

 

(3) Als gegen Arbeitsentgelt beschäf-
tigte Arbeiter und Angestellte im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 gelten Bezieher von Vor-
ruhestandsgeld, wenn sie unmittelbar vor 
Bezug des Vorruhestandsgeldes versiche-
rungspflichtig waren und das Vorruhe-
standsgeld mindestens in Höhe von 65 
vom Hundert des Bruttoarbeitsentgelts im 
Sinne des § 3 Abs. 2 des Vorruhestands-
gesetzes gezahlt wird. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Als Bezieher von Vorruhestands-
geld ist nicht versicherungspflichtig, wer im 
Ausland seinen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt in einem Staat hat, mit 
dem für Arbeitnehmer mit Wohnsitz oder 
gewöhnlichem Aufenthalt in diesem Staat 
keine über- oder zwischenstaatlichen Re-
gelungen über Sachleistungen bei Krank-
heit bestehen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(4a) Die folgenden Personen ste-
hen Beschäftigten zur Berufsausbildung im 
Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 gleich:  

(4a) u n v e r ä n d e r t  

1. Auszubildende, die im Rahmen eines 
Berufsausbildungsvertrages nach dem 
Berufsbildungsgesetz in einer außer-
betrieblichen Einrichtung ausgebildet 
werden, 

 

2. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
dualen Studiengängen und 

 

3. Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 
Ausbildungen mit Abschnitten des 
schulischen Unterrichts und der prakti-
schen Ausbildung, für die ein Ausbil-
dungsvertrag und Anspruch auf Ausbil-
dungsvergütung besteht (praxisinte-
grierte Ausbildungen). 
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Als zu ihrer Berufsausbildung Beschäftigte 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 gelten Per-
sonen, die als nicht satzungsmäßige Mit-
glieder geistlicher Genossenschaften oder 
ähnlicher religiöser Gemeinschaften für 
den Dienst in einer solchen Genossen-
schaft oder ähnlichen religiösen Gemein-
schaft außerschulisch ausgebildet werden. 

 

(5) Nach Absatz 1 Nr. 1 oder 5 bis 12 
ist nicht versicherungspflichtig, wer haupt-
beruflich selbständig erwerbstätig ist. Bei 
Personen, die im Zusammenhang mit ihrer 
selbständigen Erwerbstätigkeit regelmäßig 
mindestens einen Arbeitnehmer mehr als 
geringfügig beschäftigen, wird vermutet, 
dass sie hauptberuflich selbständig er-
werbstätig sind; als Arbeitnehmer gelten für 
Gesellschafter auch die Arbeitnehmer der 
Gesellschaft. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(5a) Nach Absatz 1 Nr. 2a ist 
nicht versicherungspflichtig, wer zuletzt vor 
dem Bezug von Bürgergeld privat kranken-
versichert war oder weder gesetzlich noch 
privat krankenversichert war und zu den in 
Absatz 5 oder den in § 6 Abs. 1 oder 2 ge-
nannten Personen gehört oder bei Aus-
übung seiner beruflichen Tätigkeit im In-
land gehört hätte. Satz 1 gilt nicht für Per-
sonen, die am 31. Dezember 2008 nach § 
5 Abs. 1 Nr. 2a versicherungspflichtig wa-
ren, für die Dauer ihrer Hilfebedürftigkeit. 
Personen nach Satz 1 sind nicht nach § 10 
versichert. Personen nach Satz 1, die am 
31. Dezember 2015 die Voraussetzungen 
des § 10 erfüllt haben, sind ab dem 1. Ja-
nuar 2016 versicherungspflichtig nach Ab-
satz 1 Nummer 2a, solange sie diese Vo-
raussetzungen erfüllen. 

(5a) u n v e r ä n d e r t  

(6) Nach Absatz 1 Nr. 5 bis 7 oder 8 
ist nicht versicherungspflichtig, wer nach 
Absatz 1 Nr. 1 versicherungspflichtig ist. 
Trifft eine Versicherungspflicht nach Absatz 
1 Nr. 6 mit einer Versicherungspflicht nach 
Absatz 1 Nr. 7 oder 8 zusammen, geht die 
Versicherungspflicht vor, nach der die hö-
heren Beiträge zu zahlen sind. 

(6) u n v e r ä n d e r t  
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(7) Nach Absatz 1 Nr. 9 oder 10 ist 
nicht versicherungspflichtig, wer nach Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 8, 11 bis 12 versicherungs-
pflichtig oder nach § 10 versichert ist, es 
sei denn, der Ehegatte, der Lebenspartner 
oder das Kind des Studenten oder Prakti-
kanten ist nicht versichert oder die Versi-
cherungspflicht nach Absatz 1 Nummer 
11b besteht über die Altersgrenze des § 10 
Absatz 2 Nummer 3 hinaus. Die Versiche-
rungspflicht nach Absatz 1 Nr. 9 geht der 
Versicherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 10 
vor. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

(8) Nach Absatz 1 Nr. 11 bis 12 ist 
nicht versicherungspflichtig, wer nach Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 7 oder 8 versicherungs-
pflichtig ist. Satz 1 gilt für die in § 190 Abs. 
11a genannten Personen entsprechend. 
Bei Beziehern einer Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung, die nach dem 31. 
März 2002 nach § 5 Abs. 1 Nr. 11 versiche-
rungspflichtig geworden sind, deren An-
spruch auf Rente schon an diesem Tag be-
stand und die bis zu diesem Zeitpunkt nach 
§ 10 oder nach § 7 des Zweiten Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Land-
wirte versichert waren, aber nicht die Vor-
versicherungszeit des § 5 Abs. 1 Nr. 11 in 
der seit dem 1. Januar 1993 geltenden 
Fassung erfüllt hatten und deren Versiche-
rung nach § 10 oder nach § 7 des Zweiten 
Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte nicht von einer der in § 9 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 6 in der am 10. Mai 
2019 geltenden Fassung genannten Perso-
nen abgeleitet worden ist, geht die Versi-
cherung nach § 10 oder nach § 7 des Zwei-
ten Gesetzes über die Krankenversiche-
rung der Landwirte der Versicherung nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 11 vor. 

(8) u n v e r ä n d e r t  
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(8a) Nach Absatz 1 Nr. 13 ist 
nicht versicherungspflichtig, wer nach Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 12 versicherungspflichtig, 
freiwilliges Mitglied oder nach § 10 versi-
chert ist. Satz 1 gilt entsprechend für Emp-
fänger laufender Leistungen nach dem Drit-
ten, Vierten und Siebten Kapitel des Zwölf-
ten Buches, dem Teil 2 des Neunten Bu-
ches und für Empfänger laufender Leistun-
gen nach § 2 des Asylbewerberleistungs-
gesetzes. Satz 2 gilt auch, wenn der An-
spruch auf diese Leistungen für weniger als 
einen Monat unterbrochen wird. Der An-
spruch auf Leistungen nach § 19 Abs. 2 gilt 
nicht als Absicherung im Krankheitsfall im 
Sinne von Absatz 1 Nr. 13, sofern im An-
schluss daran kein anderweitiger Anspruch 
auf Absicherung im Krankheitsfall besteht. 

(8a) Nach Absatz 1 Nr. 13 ist 
nicht versicherungspflichtig, wer nach Ab-
satz 1 Nr. 1 bis 12 versicherungspflichtig, 
freiwilliges Mitglied oder nach § 10 versi-
chert ist. Satz 1 gilt entsprechend für Emp-
fänger laufender Leistungen nach dem Drit-
ten, Vierten und Siebten Kapitel des Zwölf-
ten Buches, dem Teil 2 des Neunten Bu-
ches und für Empfänger laufender Leistun-
gen nach § 2 oder § 4 des Asylbewerber-
leistungsgesetzes. Satz 2 gilt auch, wenn 
der Anspruch auf diese Leistungen für we-
niger als einen Monat unterbrochen wird. 
Der Anspruch auf Leistungen nach § 19 
Abs. 2 gilt nicht als Absicherung im Krank-
heitsfall im Sinne von Absatz 1 Nr. 13, so-
fern im Anschluss daran kein anderweitiger 
Anspruch auf Absicherung im Krankheits-
fall besteht. 
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(9) Kommt eine Versicherung nach 
den §§ 5, 9 oder 10 nach Kündigung des 
Versicherungsvertrages nicht zu Stande 
oder endet eine Versicherung nach den §§ 
5 oder 10 vor Erfüllung der Vorversiche-
rungszeit nach § 9, ist das private Kranken-
versicherungsunternehmen zum erneuten 
Abschluss eines Versicherungsvertrages 
verpflichtet, wenn der vorherige Vertrag für 
mindestens fünf Jahre vor seiner Kündi-
gung ununterbrochen bestanden hat. Der 
Abschluss erfolgt ohne Risikoprüfung zu 
gleichen Tarifbedingungen, die zum Zeit-
punkt der Kündigung bestanden haben; die 
bis zum Ausscheiden erworbenen Alte-
rungsrückstellungen sind dem Vertrag zu-
zuschreiben. Wird eine gesetzliche Kran-
kenversicherung nach Satz 1 nicht begrün-
det, tritt der neue Versicherungsvertrag am 
Tag nach der Beendigung des vorherge-
henden Versicherungsvertrages in Kraft. 
Endet die gesetzliche Krankenversicherung 
nach Satz 1 vor Erfüllung der Vorversiche-
rungszeit, tritt der neue Versicherungsver-
trag am Tag nach Beendigung der gesetzli-
chen Krankenversicherung in Kraft. Die 
Verpflichtung nach Satz 1 endet drei Mo-
nate nach der Beendigung des Versiche-
rungsvertrages, wenn eine Versicherung 
nach den §§ 5, 9 oder 10 nicht begründet 
wurde. Bei Beendigung der Versicherung 
nach den §§ 5 oder 10 vor Erfüllung der 
Vorversicherungszeiten nach § 9 endet die 
Verpflichtung nach Satz 1 längstens zwölf 
Monate nach der Beendigung des privaten 
Versicherungsvertrages. Die vorstehenden 
Regelungen zum Versicherungsvertrag 
sind auf eine Anwartschaftsversicherung in 
der privaten Krankenversicherung entspre-
chend anzuwenden. 

(9) u n v e r ä n d e r t  

(10) nicht belegt (10) u n v e r ä n d e r t  
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(11) Ausländer, die nicht Angehörige 
eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union, Angehörige eines Vertragsstaates 
des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder Staatsangehörige 
der Schweiz sind, werden von der Versi-
cherungspflicht nach Absatz 1 Nr. 13 er-
fasst, wenn sie eine Niederlassungserlaub-
nis oder eine Aufenthaltserlaubnis mit einer 
Befristung auf mehr als zwölf Monate nach 
dem Aufenthaltsgesetz besitzen und für die 
Erteilung dieser Aufenthaltstitel keine Ver-
pflichtung zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 des Aufenthalts-
gesetzes besteht. Angehörige eines ande-
ren Mitgliedstaates der Europäischen 
Union, Angehörige eines anderen Vertrags-
staates des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder Staatsangehö-
rige der Schweiz werden von der Versiche-
rungspflicht nach Absatz 1 Nr. 13 nicht er-
fasst, wenn die Voraussetzung für die 
Wohnortnahme in Deutschland die Exis-
tenz eines Krankenversicherungsschutzes 
nach § 4 des Freizügigkeitsgesetzes/EU 
ist. Bei Leistungsberechtigten nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz liegt eine Ab-
sicherung im Krankheitsfall bereits dann 
vor, wenn ein Anspruch auf Leistungen bei 
Krankheit, Schwangerschaft und Geburt 
nach § 4 des Asylbewerberleistungsgeset-
zes dem Grunde nach besteht. 

(11) u n v e r ä n d e r t  
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